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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 14 AS 50/13 B 
 
L 13 AS 263/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 39 AS 2322/09 (SG Oldenburg) 
 
 
 
……………………………..…., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Oldenburg, 
Stau 70, 26122 Oldenburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. September 2013 durch  

den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r    als Vorsitzenden sowie den Richter    

Dr.  S c h ü t z e    und die Richterin   K r a u ß  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 28. November 2012 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des 

Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde keinen der in 

§ 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung, 

Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dargelegt 

oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in 

dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemes-

sen wird (BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 60). Eine 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, dass die Revi-

sionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des 

Rechts fördern wird. Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage 

bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine weitere 

Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Entschei-

dung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, Handbuch 

des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 65 f).  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat die Frage 

formuliert, 

 "ob es sich um 'bereite Mittel' im Sinne der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 

handelt (Urteil vom 25.01.2012, B 14 AS 101/11 R), wenn und soweit es sich um finan-

zielle Mittel aus einer Erbschaft handelt, bei denen der behinderte Hilfebedürftige noch 

vor dem tatsächlichen Zufluss der Mittel eine Zweckbestimmung dahingehend vorge-

nommen hat, dass diese Mittel zur baldigen Beschaffung eines Hausgrundstücks oder 

einer Eigentumswohnung von angemessener Größe bestimmt sind." 

 

Er hat jedoch nicht aufgezeigt, wieso sich aus dem angeführten Urteil keine Antwort auf die 

gestellte Frage ergibt. In diesem wird in RdNr 19 ff mwN ausgeführt: 

 "Wie die für die Grundsicherung für Arbeitsuchende zuständigen Senate des BSG zur 

Abgrenzung von Einkommen und Vermögen bereits entschieden haben, ist Einkommen 

dabei grundsätzlich alles, was jemand nach Antragstellung wertmäßig dazu erhält, und 

Vermögen das, was er vor Antragstellung bereits hatte. Auszugehen ist vom tatsächli-

chen Zufluss, es sei denn, rechtlich wird ein anderer Zufluss als maßgeblich 

bestimmt … Ein solcher rechtlich maßgeblicher anderer Zufluss ergibt sich bei einem 

Erbfall aus § 1922 Abs 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), nach dem mit dem Tode 
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einer Person deren Vermögen als Ganzes auf den oder die Erben übergeht (Gesamt-

rechtsnachfolge). Bereits ab diesem Zeitpunkt kann ein Erbe aufgrund seiner durch den 

Erbfall erlangten rechtlichen Position über seinen Anteil am Nachlass verfügen. Diese 

Besonderheiten der Gesamtrechtsnachfolge im BGB sind auch für die Abgrenzung von 

Einkommen und Vermögen nach dem SGB II entscheidend. Ob der Erbe schon zum 

Zeitpunkt des Erbfalls tatsächlich - zumindest bedarfsmindernde - Vorteile aus seiner 

Erbenstellung ziehen kann, ist dabei zunächst ohne Belang … Liegt der Erbfall vor der 

ersten Antragstellung, handelt es sich um Vermögen. Das Einkommen aufgrund des 

Erbfalls war erst ab April 2008 als 'bereite Mittel' bei den Bedarfen der Kläger zu 

berücksichtigen. Erst mit der Gutschrift des Auseinandersetzungsguthabens verfügten 

die Kläger über zur Beseitigung ihrer Notlage bereite Einnahmen." 

 

Dem folgend waren die dem Konto des Klägers im Juli 2007 aus der Erbschaft zugeflossenen 

70 000 Euro Einnahmen. Wieso und mit welcher rechtlichen Begründung sie dies aufgrund 

einer Zweckbestimmung seitens des Klägers nicht sein sollten und warum für eine Fortent-

wicklung der aufgezeigten Rechtsprechung durch das Revisionsgericht eine Entscheidung des 

vorliegenden Rechtsstreits erforderlich sei, wird in der Beschwerdebegründung nicht ausge-

führt. Dies wäre auch wegen der Ausführungen des Senats in der RdNr 23 der genannten Ent-

scheidung notwendig gewesen, in der ausgesagt wird: 

 "Ein nach Antragstellung erzieltes Einkommen ändert seine Beschaffenheit rechtlich 

über den Zuflussmonat und über den Bewilligungszeitraum hinaus nicht …" 

 

Mit der Rüge, die Auslegung des Tatbestandmerkmals "baldige Beschaffung" durch das LSG 

sei zu beanstanden, macht der Kläger keinen der enumerativen Zulassungsgründe iS des § 160 

Abs 2 SGG geltend. 

 

Soweit der Kläger anführt, indem das LSG einen Anlass für eine Beratung nicht bei der Mittei-

lung des Klägers verorte, sondern erst bei der nachfolgenden Erbauseinandersetzung, weiche 

es von der Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) in BSGE 81, 251, 254 ab, legt er den 

Zulassungsgrund der Abweichung nicht ordnungsgemäß dar. Eine Divergenz iS des § 160 

Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann hinreichend dargetan, wenn aufgezeigt wird, mit welcher genau 

bestimmten entscheidungserheblichen rechtlichen Aussage die angegriffene Entscheidung des 

LSG von welcher ebenfalls genau bezeichneten rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsa-

men Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungs-

gerichts (BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). Eine Divergenz liegt 

nicht schon vor, wenn die angefochtene Entscheidung nicht den Kriterien entsprechen sollte, die 

das BSG, der GmSOGB oder das BVerfG aufgestellt haben, weil die Unrichtigkeit einer Ent-

scheidung im Einzelfall nicht die Zulassung einer Revision wegen Abweichung rechtfertigt. 

Erforderlich ist vielmehr, dass das LSG diesen Kriterien widersprochen und über den Einzelfall 

hinausgehende andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die - behauptete - Unrichtigkeit 
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der Entscheidung im Einzelfall, sondern die fehlende Übereinstimmung im Grundsätzlichen 

vermag die Zulassung wegen Abweichung zu begründen (vgl Krasney/Udsching, aaO, IX, 

RdNr 196 mwN; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 8 
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